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vertieft.28 Das spiegelt sich im Kommentar nicht wider. Hier 
geht es nicht um einen scholastischen Streit darüber, ob sich 
die Leitung des Ermittlungsverfahrens auf die Aufsicht des 
Staatsanwalts über die Untersuchungsorgane i. S. des § 89 
StPO beschränkt oder in welchem Verhältnis Leitung und 
Aufsicht stehen, obwohl die Klärung dieser Problematik wich­
tig ist und der Kommentar die relevanten theoretischen Frage­
stellungen ausgrenzt. Es geht vielmehr um die inhaltlichen 
Profillinien der prozessualen Tätigkeit von Untersuchungs­
organ und Staatsanwalt und um die daraus abgeleiteten 
Formen und Methoden ihres Zusammenwirkens.

Hinsichtlich der Untersuchungsorgane verwischt die mit 
Ordnungsstrichen versehene Auflistung von Aufgaben zu § 88 
StPO im Kommentar solche inhaltlichen Profillinien. Sie 
könnten aber stichpunktartig lauten: Aufklärung der Straftat 
in ihren gesellschaftlich bedingten Zusammenhängen; Aufdek- 
kung der sozialen und individueller^ Widersprüche, aus denen 
die Straftat erwachsen ist; Einflußnahme auf die Lösung 
solcher Widersprüche; Mobilisierung der Öffentlichkeit.

Die Staatsanwaltschaft hat nicht in erster Linie die Auf­
gabe, etwaige Fehler oder Gesetzesverletzungen zu korrigie­
ren und „nur“ darüber zu wachen, daß solche nicht gesche­
hen. Sie hat vielmehr die Umsetzung der Profillinien in der 
Tätigkeit der Untersuchungsorgane aktiv zu fördern. Das be­
zieht sich auf konzeptionelle Planungsprozesse für die Er­
mittlung29 30 31, auf Weisungen i. S. des § 89 StPO und auf die 
Anordnung von Nachermittlungen. Damit wird die Kontroll- 
und Korrekturfunktion des Staatsanwalts keineswegs in ihrer 
Bedeutung für die Gewährleistung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit unterschätzt, aber sie ist der positiven Gestaltung der 
Ermittlungsprozesse, die sich an den Zielstellungen des Straf­
verfahrens orientiert, untergeordnet. Hier treten Koopera­
tionsformen in den Vordergrund, die mit einer Weisungsver­
mittlung der Leitungsverantwortung des Staatsanwalts nichts 
mehr zu tun haben (in der Praxis ist diese Tendenz mit den 
sog. Leitverfügungen des Staatsanwalts zwar widergespiegelt, 
doch bei weitem nicht vollständig). Über sich daraus erge­
bende strafprozeßrechtliche Konsequenzen muß weiter nach­
gedacht werden.

In diesem Zusammenhang ist zu § 91 StPO folgendes zu 
bemerken: Natürlich ist es richtig, daß Beschwerden gegen 
Maßnahmen des Untersuchungsorgans der jeweils aufsichts­
führende Staatsanwalt zu bearbeiten hat (Anm. 1.3. zu § 91 
StPO — S. 128), weil das Gesetz dies so bestimmt. Damit wird 
aber der Kommentar weder der existenten Praxis noch der 
Eigenverantwortung der Untersuchungsorgane gerecht. Un­
beschadet der Entscheidungsbefugnis des Staatsanwalts hin­
sichtlich solcher Beschwerden, muß vom Untersuchungsorgan 
erwartet werden, daß es Beschwerden i. S. des § 91 StPO auch 
selbständig prüft und u. U. erforderliche Konsequenzen für 
die Fortführung der Ermittlungen zieht, soweit es dazu ge­
setzlich befugt ist (z. B. Übertragung der Ermittlungen an 
einen anderen Mitarbeiter, interne Amwertungen).

Die Beziehungen zwischen Staatsanwalt und Gericht sind 
im Strafverfahren ausschließlich prozessualer Natur. Dem 
Verfassungsgebot der Unabhängigkeit der Gerichte wider­
spricht die Konzeption einer „Gerichtsaufsicht“ der Staats­
anwaltschaft, zumal sie eine Vorstellung suggerieren könnte, 
als stünde der Staatsanwalt gewissermaßen als oberster 
„Wächter“ über dem Gericht.

Der Kommentar läßt in seiner Gesamtanlage erkennen: 
beL Anerkennung der uneingeschränkten Verfahrens- und 
Entscheidungsautonomie des Gerichts — begrenzt von dem 
durch die Anklage des Staatsanwalts bestimmten Verfahrens­
gegenstand — ist davon auszugehen, daß der Staatsanwalt im 
gerichtlichen Verfahren seine Grundfunktion, über die ein­
heitliche und strikte Einhaltung der Gesetze (auch der Straf­
prozeßordnung) zu wachen, nur im Rahmen seiner prozes­
sualen Tätigkeit durch Ausübung der ihm zustehenden Mit­
wirkungsrechte (Erklärung«- und Antragsrechte) verwirk­
lichen kann. Dem muß zugestimmt werden. Aus der Vielfalt 
der möglichen Problemlagen, zu denen der Kommentar das 
Nachdenken herausfordert, sollen hier drei kurz erörtert wer­
den:

1. Im Kommentar wird zutreffend in Anm. 1.3. zu § 155 
StPO (S. 201) betont, daß der Anklagetenor in tatsächlicher

Hinsicht den Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens be­
stimmt. Dies unterstreicht die große Bedeutung, die der sorg­
fältigen Formulierung des Anklagetenors zukommt,39 und 
zeigt auch die Schwierigkeiten, die aus unbestimmten, vagen 
Formulierungen für das weitere Verfahren erwachsen können. 
Der Kommentar löst die vielen praktischen Probleme, die hier 
entstehen, leider nicht genügend auf. So richtig es ist zu 
fordern, daß bei mehreren strafbaren Handlungen jede ein­
zelne im Anklagetenor beschrieben werden muß, so schwer 
gestaltet sich dies insbesondere bei einer Vielzahl von ein­
zelnen Handlungen, die sich gegen denselben Geschädigten in 
annähernd gleicher Begehungsweise richten (z. B. bei Eigen­
tums- und Sexualstraftaten), in der Praxis. Inwieweit ge­
nügen hier summarische Feststellungen, etwa in dem Sinn, 
wie sie von H. B ö h r e n  z/J. O r l a m ü n d e  als aus­
reichend angesehen wurden ?3i Das Strafverfahrensrechtslehr­
buch verlangt die knappe und konzentrierte Darstellung je­
der einzelnen Handlung.32 Mir scheinen nur praktisch hand­
habbare Lösungen zutreffend zu sein, die der Wirklichkeit 
gerecht werden, aber dennoch die erforderliche Bestimmtheit 
sichern.

Damit hängt auch die Frage der Erweiterung der Anklage 
gemäß § 237 StPO zusammen. Die entsprechende Kommen­
tierung berücksichtigt die durch das Urteil des Bezirksgerichts 
Suhl vom 10. Mai 1982 — BSK 3/82 — ausgelöste Frage, ob 
eine Anklageerweiterung nur bei Tatmehrheit möglich sei.33 
Damit sind jedoch nicht alle Probleme geklärt, z. B. die Frage 
nach der Notwendigkeit einer Nachtragsanklage, wenn im Er­
gebnis der Beweisaufnahme in tatsächlicher Hinsicht eine 
Abweichung von dem in der Anklage bezeichneten Tatge­
schehen eintritt. Der Kommentar beantwortet diesen Fall mit 
dem einleuchtenden Beispiel, daß ein höherer als angenom­
mener Schaden verursacht wurde, in dem eine Erweiterung 
der Anklage nicht erforderlich ist. Wie soll aber entschieden 
werden, wenn zu einem „konkreten Lebensvorgang“ weitere 
Teilhandlungen festgestellt werden (z. B. Wegnahmehand­
lungen bei einem Diebstahl)? Eine etwaige Präzisierung der 
Anklageschrift34 wäre allein aus Gründen der Gewährleistung 
des Rechts auf Verteidigung abzulehnen.35

2. Eine Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt ist dann 
vorzunehmen, wenn aus dem Anklagetenor nicht eindeutig 
hervorgeht, welche Handlungen konkret angeklagt sind, und 
auch das Ermittlungsergebnis der Anklage keine Klärung 
bringt (Anm. 1.1. zu § 190 StPO — S. 235). Da die Sache in die­
sem Fall bei Gericht mit der eingereichten Anklage anhängig 
bleitot, ist eine Präzisierung der Anklage in Form einer Er­
gänzung, die so auch zugestellt werden muß, nicht aber eine 
Neufassung zulässig. Dieser Fall ist zwar von § 190 StPO nicht 
erfaßt, scheint aber zur Klärung der Perspektive des Verfah­
rens gerechtfertigt zu sein.

Die Rückgabemöglichkeit an den Staatsanwalt ist eine be­
deutsame verfahrensgestaltende Entscheidung des Gerichts, 
die darauf gerichtet ist, vor der Hauptverhandlung alles Er­
forderliche zur Klärung der Umstände der Sache zu unter­
nehmen. Sie ist nicht zwangsläufig eine Kritik an der Tätig­
keit des Staatsanwalts, da sie nicht nur durch offenkundige 
Ermdttlungsmängel, sondern auch durch eine andere Bewer-
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